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Fahrer mit Muskel
Peter Wirth
(57) bringt es
mit Sonnen-
brille und
starken Ober-
armmuskeln
auf viele Likes
im Internet.

Der ungewöhnliche Straßen-
bahnfahrer will nicht nur sei-
nen Fahrgästen ein Lächeln
ins Gesicht zaubern. Er
möchte auch als Kandidat der
nächsten Frankfurter OB-
Wahl antreten. Eines seiner
Ziele liegt auf der Hand: Er
will den Individualverkehr
zurückdrängen.
> Seite 21 maf/Foto: dpa

Honorarärzte
dürfen nur
Ausnahme sein
Justiz: Urteil des
Bundessozialgerichts

KASSEL. Kliniken dürfen Ärzte nur
im Ausnahmefall als freie Mit-
arbeiter beschäftigen. Das geht aus
einem Urteil des Bundessozialge-
richts (BSG) hervor. Die Kasseler
Richter entschieden in einem Fall
aus Bayern, der Vorbildcharakter
hat. Demnach unterliegen Hono-
rarärzte meist der Sozialversiche-
rungspflicht, und die Kliniken
müssen entsprechende Abgaben
abführen. »Zwingende Regelun-
gen des Sozialversicherungsrechts
und des Arbeitszeitrechts und
sonstigen Arbeitnehmerschutz-
rechts können nicht dadurch außer
Kraft gesetzt werden, dass
Arbeitsverhältnisse als Honorar-
tätigkeit bezeichnet werden«, sag-
te BSG-Präsident Rainer Schlegel.
(Az.: B 12 R 11/18 R)
Honorarärzte sind kurzfristig

und zeitlich begrenzt einsetzbar.
Das macht sie vor allem für Kran-
kenhäuser im ländlichen Raum
attraktiv, die unter Fachkräfte-
mangel leiden. Die Deutsche Ren-
tenversicherung (DRV) war bei
Überprüfungen zu dem Schluss
gekommen, dass die Honorarärzte
oftmals nicht wie Freiberufler be-
schäftigt werden, sondern wie ab-
hängig Beschäftigte. Damit muss
für sie Arbeitslosenversicherung
und teilweise auch Rentenversi-
cherung abgeführt werden. Da-
gegen hatten Mediziner, Kliniken
und Krankenhausträger aus meh-
reren Bundesländern geklagt. dpa

Prostituierte ohne Schutz
Sexarbeit: Neues Gesetz zeigt auch nach zwei Jahren noch keinen Nutzen im Kampf gegen Zwangsprostitution

Von unserer Redakteurin
SABINE DREHER

ASCHAFFENBURG. Seit fast zwei
Jahren ist das neue Prostituier-
tenschutzgesetz in Kraft. Es soll
Zwangsprostitution verhindern
und das Selbstbestimmungsrecht
von Prostituierten stärken. Zu-
frieden mit dem Gesetz ist aber
keiner: Hilfsorganisationen sehen
Frauen weiterhin gefährdet, Ero-
tik-Berufsverbände sehen Sex-
arbeiterinnen gegängelt. Die
Würzburger Landtagsabgeordnete
Kerstin Celina (Grüne) will nun
prüfen lassen, ob das Gesetz vor-
zeitig überarbeitet werden soll.
Prostituierte müssen sich seit

Juli 2017 registrieren lassen. Die
entsprechende Bescheinigung
müssen sie stets bei sich tragen;
Behörden dürfen dies jederzeit
dort kontrollieren, wo eine Pros-
tituierte arbeitet – unter Umstän-
den also auch in einer Privatwoh-
nung.

Verbände sehen Repression
»Ein lupenreines Repressionsge-
setz – unsere Grundrechte werden
ausgehebelt«, bewertet der
Frankfurter Verein Dona Carmen
das Gesetz. Nach einer geschei-
terten Klage vor dem Bundesver-
fassungsgericht will die Prostitu-
ierten-Selbsthilfeorganisation nun
vor den Menschenrechtsgerichts-
hof in Straßburg ziehen.
Der Berliner Berufsverband für

erotische und sexuelle Dienstleis-
tungen befürchtete bereits vor In-
krafttreten des Gesetzes, dass
Frauen aus Angst, sich durch eine

Registrierung als Prostituierte zu
outen, in die Illegalität gedrängt
würden. Dem scheint eine aktuelle
Studie aus Nordrhein-Westfalen
recht zu geben: »Die Chance, sich
zu kriminalisieren, steigt«, heißt es
dort.
Wie viele Frauen und Männer in

Deutschland als Prostituierte tat-
sächlich arbei-
ten, weiß nie-
mand genau.
Ende April 2018
waren in
Unterfranken
251 Prostitu-
ierte gemeldet –
aktuellere Daten lägen nicht vor,
teilte die Bezirksregierung auf
Nachfrage mit. In der Stadt
Aschaffenburg haben sich dem-
nach 55 Prostituierte registrieren
lassen – in den Kreisen Aschaf-
fenburg, Miltenberg und Main-
Spessart ist Prostitution nicht er-
laubt.
Bei der Registrierung sollen die

zuständigen Behördenmitarbeiter
herausfinden, ob eine Frau aus
freien Stücken als Prostituierte
arbeitet. Wird sie dazu gezwun-

gen, dürfen sie die Bescheinigung
verweigern. Doch das bliebe im
Grunde folgenlos, sagt Renate
Hofmann von der Frauenhilfs-
organisation Solwodi. Die Anmel-
dung muss nämlich dort erfolgen,
wo die Prostitution hauptsächlich
ausgeübt werden soll. »Wenn ich
den Schein in der einen Stadt nicht

bekomme, gehe
ich eben in eine
andere Stadt.«
Außerdem

kommen nur
Frauen aufs Amt,
die auch eine
Arbeitserlaubnis

in Deutschland besitzen, sagt Re-
nate Hofmann. Zwangsprostitu-
ierte aus Drittstaaten zum Bei-
spiel, die keinen Aufenthaltstitel
haben, würden bei ihr gar nicht
erst auftauchen, weil sie ohnehin
keine Chancen auf die Bescheini-
gung hätten.

Gerade Illegale brauchen Schutz
Doch gerade sie bräuchten Schutz,
sagt Hofmann. Die Solwodi-Nie-
derlassung in Bad Kissingen be-
treut immer wieder Nigerianerin-

nen, die im Ankerzentrum
Schweinfurt untergebracht sind.
Diese Frauen gerieten oft schon in
ihrer Heimat in die Fänge mafiö-
ser Strukturen, die sie mit falschen
Versprechungen nach Europa
lockten und dort zur Prostitution
zwängen. Seit das Ankerzentrum
Schweinfurt für Asylbewerber aus
Nigeria zuständig ist, habe sich die
Zahl der Erstkontakte zu Solwodi
fast verdoppelt, sagt Hofmann.

Statistik ohne Afrikanerinnen
Nur: Die Nigerianerinnen tauchen
in keiner Statistik zur Prostitution
auf, kritisiert die Landtagsabge-
ordnete Kerstin Celina. Etwa die
Hälfte der in Unterfranken ge-
meldeten Prostituierten kommen
aus Rumänien, ein Viertel aus
Deutschland. In der Übersicht, die
das bayerische Sozialministerium
auf Anfrage Celinas machte, ist
kein afrikanisches Herkunftsland
aufgelistet.
»Wir sind bei dem Ziel,

Zwangsprostitution mit Hilfe der
Meldepflicht zu bekämpfen, bisher
keinen Millimeter weitergekom-
men«, bilanziert Kerstin Celina.
Die Grünen-Sozialpolitikerin for-
dert, dass die Ergebnisse der
Kontrollen von Bordellen statis-
tisch erfasst werden, damit sicht-
bar werde, »wo die Anmeldezah-
len nicht zu den realen Gegeben-
heiten passen.« Außerdem will sie
prüfen, in Bayern eine ähnliche
Studie wie in Nordrhein-Westfa-
len zu beantragen. Das Prostitu-
iertenschutzgesetz soll zwar auch
auf Bundesebene überarbeitet
werden – aber erst ab 2022.
> Seiten 4 und 5

Hintergrund: Prostituiertenschutzgesetz

Das Prostituiertenschutzgesetz gilt seit
Juli 2017 und hat vor allem den Schutz
von Prostituierten vor Gewalt und
Zwang zum Ziel. Es ergänzt das
Prostitutionsgesetz von 2001. Damals
wurde die Einstufung der Prostitution
als Sittenwidrigkeit abgeschafft.
Dem neuen Gesetz zufolge müssen
sich Prostituierte registrieren
lassen und bekommen eine Beschei-

nigung mit Namen, Foto und Melde-
adresse. In der Szene wird der Ausweis
»Hurenpass« genannt. Außerdem
müssen sie sich regelmäßig ge-
sundheitlich beraten lassen, je nach
Alter jedes Jahr oder alle zwei Jahre.
Bordelle benötigen eine Betriebs-
erlaubnis, dafür wurden Mindest-
anforderungen formuliert. Außer-
dem gilt eine Kondompflicht. (dpa/bin)

Das Prostituiertenschutzgesetz von 2017 sollte Sexarbeiterinnen stärken. Doch die Kritik an der Vorschrift reißt nicht ab. In Aschaffenburg sind gegenwärtig 55 Prostituierte re-
gistriert. Foto: Andreas Arnold (dpa)

Ein Mann, die immer gleiche Meinung – egal, wozu
Politik: Pressemitteilungen von Parlamentariern sind berechenbaren Inhalts, lehrt uns ein FDP-Abgeordneter
Probleme eines Redakteurs: Da
lässt am Dienstag gegen 12.45 Uhr
der »Haushaltsexperte und bay-
erische Landesgruppenchef der
FDP-Bundestagsfraktion Karsten
KLEIN« aus Aschaffenburg über
seinen persönlichen Referenten
den Medien mitteilen, die »Bun-
desregierung vernachlässigt wei-
terhin sträflich das Fundament für
die Funktionsfähigkeit und Zu-
kunft des deutschen Staates,
nämlich die Arbeitsplätze« und-
soweiter undsoweiter – kurzum:
»Teure Symbolpolitik der GroKo
gefährdet Deutschlands Zukunft«.
Nun kommen sehr häufig Mails

aus dem Berliner Klein-Büro, in
denen nahezu immer wortwört-
lich, in jedem Fall aber stets

sinngemäß der Bundesregierung
»teure Symbolpolitik« auf Kosten
der Perspektiven für dieses Land
vorgeworfen wird. Was bedeutet:
Eigentlich ist es vollkommen egal,
was Union und SPD vorhaben –
der Aschaffenburger Liberale er-
kennt nur »teure Symbolpolitik«
auf Kosten … – Sie wissen schon.
Klein braucht also künftig

überhaupt keine Mitteilungen
mehr verschicken lassen – die
Redaktion weiß ja sowieso um
seine Meinung. Tatsächlich ließe
sich sogar so weit gehen zu sagen:
Die Redaktion legt einen Form-
Artikel an, in dem stets nur das
jeweilige Vorhaben der GroKo
oder eine ihrer Entscheidungen
aktualisiert werden. Generell ist in

diesem Artikel vermerkt, dass
Karsten Klein darin nur »teure
Symbolpolitik« erkennt, während
die CSU-Abgeordneten Andrea
Lindholz (Aschaffenburg) und
Alexander Hoffmann (Main-
Spessart-Kreis) diese Vorha-
ben/Entscheidungen begrüßen.
Denn es ist ja nicht so, dass sich
Lindholz und Hoffmann nicht
auch gerne in Pressemitteilungen
zur Berliner Politik äußern. Le-
diglich beim Parlamentarier Bernd
Rützel (Main-Spessart-Kreis) gilt
es eine Zeile freizuhalten, denn
der Mann ist Sozialdemokrat – und
da weißt du von Partei wegen nie,
wie gerade die Lage ist.
Oder die Redaktion verzichtet in

Gänze auf die Veröffentlichung

des so Berechenbaren wie tat-
sächlich Eintreffenden. Denn das
Problematisieren des Umgangs
mit Kleinschen und anderen
Politiker-Pressemitteilungen an
dieser Stelle hat ja seinen ganz
entscheidenden Haken: Der Ab-
geordnete bekommt trotzdem ein
Forum für das, was er so stereotyp
wiederholt. Und damit erreicht er
sein Ziel: Hauptsache – und der
Nachname in Großbuchstaben! –
genannt, auch wenn der Grund-
tenor dieses Beitrags möglicher-
weise nicht der allerfreundlichste
ist. Aber nun gut, auch dafür gibt
es ja schon (AKK-)Lösungen: Das
ist dann die Pressefreiheit, die
sich vor Wahlen noch ein bisschen
regulieren ließe. Stefan Reis

Bayern: 530 Euro
für Minijobber
MÜNCHEN. Bayern fordert eine Er-
höhung der Verdienstgrenze für
Minijobs auf 530 Euro. Das Kabi-
nett sprach sich in München dafür
aus, die Anpassung von aktuell 450
Euro pro Monat um 80 Euro per
Entschließungsantrag von der
Bundesregierung einzufordern.
Die letzte Anpassung der Ver-
dienstgrenze erfolgte 2006. Von
der Erhöhung – die über den Bun-
desrat durchgesetzt werden soll –
würden die Beschäftigten finan-
ziell profitieren, und durch die
moderate Erhöhung könne eine
unverhältnismäßige und miss-
bräuchliche Ausweitung gering-
fügiger Beschäftigungsverhältnis-
se zulasten der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung
verhindert werden. dpa
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Brücke wird saniert
ASCHAFFENBURG. Autofahrer
müssen sich auf Umwege ge-
fasst machen: Die Adenauer-
brücke wird ab Dienstag sa-
niert. > Seite 15

Maß kostet 8,40 Euro
ASCHAFFENBURG. Das Bier auf
dem Aschaffenburger Volksfest
wird abermals teurer. Der Preis
für die Maß steigt um 30 Cent
auf 8,40 Euro. > Seite 16

WIRTSCHAFT

Pflichten von Azubis
ASCHAFFENBURG.Was sind die
Pflichten von Azubis – und was
ihre Rechte? Der nächste Bei-
trag unserer Serie. > Seite 6

AUS ALLER WELT

Anderes Essen
FRANKFURT. Trendforscherin
Hanni Rützler sieht einen
Umbruch der Essgewohnhei-
ten. > Seite 8

SPORT

Jovic-Wechsel perfekt
FRANKFURT. Der Wechsel von
Torjäger Luka Jovic von Ein-
tracht Frankfurt zum spani-
schen Spitzenverein Real Ma-
drid ist perfekt. > Seite 9
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